
Politiker auf dem Prüfstand
Ratings und Profile als Wahlhilfe: Manche Kandidaten haben damit auch ihre Mühe

Im bürgerlichen Lager hat
niemand einen Öko-Bonus
SP-Nationalrätin Yvonne Feri sammelt im Umweltrating am meisten Punkte

ine breite Allianz von
Umweltverbänden hat
das eidgenössische Par-
lament einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung
unterzogen. Das Ergeb-

nis ist aus ihrer Sicht ernüchternd,
aber wohl kaum wirklich überra-
schend: Die Politiker der Grünen, SP,
Grünliberalen wie auch der EVP un-
terstützen Umweltanliegen durchs
Band, jene der SVP sind «in mehr als
neun von zehn Fällen ein Umweltpro-
blem», wie Greenpeace, WWF, Pro
Natura und Co. schreiben. Die FDP
agiere «in fast drei Vierteln der Ab-
stimmungen als Umwelt-Abbauerin»,
während die Mitte mit BDP und CVP
im Durchschnitt wenigstens etwa zur
Hälfte im Sinn von Natur und Umwelt
stimme.

Für das Fazit wurden 48 umweltre-
levante Abstimmungen im Nationalrat
der letzten Legislatur analysiert, etwa
über die zweite Gotthardröhre, Lauf-
zeitbeschränkungen für Atomkraft-
werke oder das Raumplanungsgesetz.
Daraus resultiert für jeden Parlamen-
tarier ein Wert zwischen 0 (pures
Gift) und 100 Prozent (absolut um-
weltfreundlich).

Eine Rote ist die Grünste
Das Bild aus Aargauer Sicht: Die

grünste Politikerin ist eine rote. SP-
Nationalrätin Yvonne Feri kommt im
Umweltrating auf den Maximalwert
100 und setzt sich damit noch eine
Nasenlänge vor den Grünen Geri Mül-

E
ler (96,9). Dasselbe gilt übrigens auch
für GLP-Nationalrat Beat Flach (97,9).

Die komplette Öko-Rangliste der
Aargauer Nationalräte und National-
rätinnen: 1. Yvonne Feri (SP, 100), 2.
Beat Flach (GLP, 97,9), 3. Geri Müller
(Grüne, 96,9), 4. Cédric Wermuth (SP,
96,8), 5. Max Chopard (SP, 95,8), 6.
Bernhard Guhl (BDP, 47,9), 7. Ruth
Humbel (CVP, 45,8), 8. Corina Eichen-
berger (33,3), 9. Philipp Müller (FDP,
22,9), 10. Luzi Stamm (SVP, 12,5), 11.
Hansjörg Knecht (SVP, 8,3), 12. Maxi-
milian Reimann (SVP, 7,3), 13. Ulrich
Giezendanner (SVP, 5,2), 14. Hans Kil-
ler (SVP, 5,2), 15. Sylvia Flückiger
(SVP, 2,1). Die (parteipolitische) Abfol-

ge entspricht also dem Fazit, das die
Umweltverbände über das ganze Par-
lament gezogen haben.

Interessant sind die Vergleiche im
Detail. Dass Yvonne Feri zu den um-
welt-affinsten Politikerinnen unter
der Bundeskuppel überhaupt zählt,
versteht sich mit dem Maximalwert
von 100 von selbst. Diesen Wert er-
reichten neben ihr nur 19 Nationalrä-
tinnen und Nationalräte. Der abtre-
tende Geri Müller erhält mit seinen
96,6 Prozent umweltverträglichen Ab-
stimmungsentscheiden von den Um-
weltverbänden zwar ebenfalls das
oberste Gütesiegel, innerhalb der
Fraktion der Grünen bildet er damit

aber – wenn auch mit minimaler Diffe-
renz – das Schlusslicht.

Alles ist relativ
Auch im bürgerlichen Lager gibt es

einige Auffälligkeiten: BDP-National-
rat Bernhard Guhl zum Beispiel ist
mit einem Wert von 47,9 aus Sicht der
Umweltlobby wenigstens noch kein
ganz hoffnungsloser Fall. Innerhalb
der neunköpfigen BDP-Fraktion
drückt er den Schnitt damit aber
deutlich nach unten. Tiefer rangiert
ist innerhalb der BDP nur noch der
Berner Urs Gasche (37,5), und im Ver-
gleich zur Zürcherin Rosmarie Qua-
dranti (72,9 ) scheint der Aargauer

Hobby-Imker sehr schwach empfäng-
lich für umweltpolitische Anliegen.

Ruth Humbel liegt punkto Musikge-
hör für Umweltanliegen im CVP-
Durchschnitt, während Corina Eichen-
berger mit ihrem aus Greenpeace-Op-
tik eher desaströsen Wert (33,3) bei
den Freisinnigen schon zum Öko-Flü-
gel gehört: Rang 6 im Umweltrating
der 30-köpfigen Nationalratsfraktion.

Die grünste Freisinnige unter der
Bundeshauskuppel überhaupt ist auch
eine Aargauerin: Für Ständerätin Chris-
tine Egerszegi haben die Umweltver-
bände einen Wert von 61,5 ermittelt.
Bei den Mitgliedern des Ständerats ist
die Aussagekraft des Ratings allerdings
beschränkt: Ihr Abstimmungsverhalten
konnte erst seit der Frühjahrssession
2014 systematisch erfasst werden, als
auch die kleine Kammer die elektroni-
sche Abstimmung einführte. Pascale
Bruderer erreichte einen Wert von
96,2, das ist ganz leicht unter dem SP-
Durchschnitt.

Zum Schlusslicht: So wie SP-Frau
Yvonne Feri eine der grünsten Politi-
kerinnen im ganzen Land ist, zählt
Sylvia Flückiger zu jenen, deren Resis-
tenz gegenüber grünen Anliegen
kaum noch zu überbieten ist: Nur 5
von 54 SVP-Nationalrätinnen und -Na-
tionalräten, 5 von insgesamt 200,
kommen auf einen gleich tiefen Um-
weltverträglichkeits-Wert wie sie – auf
einen noch tieferen kein Einziger.

VON URS MOSER

Was bringen Ratings und
Wahlhilfen? Diskussion auf
www.aargauerzeitung.ch
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Smartspiders sind sehr nützlich und
beliebt. Sie zeigen auf einen Blick, wo
ein Kandidat oder eine Kandidatin für
ein politisches Amt steht. Erstellt wird
der Spider anhand von acht grossen
Themenfeldern (siehe Grafik rechts).
Die Position der Politiker ergibt sich
aus ihren Antworten. Beim Politportal
Vimentis, mit dem die az zusammen-
arbeitet, werden 73 Fragen gestellt.

Doch die Fragen und deren Gewich-
tung geben zu reden. CVP-National-
ratskandidatin Marianne Binder stört
sich an Folgendem: «Wenn ich die
Frage ‹Der Bund soll mehr Gelder für
die Integration ausländischer Jugend-
licher zur Verfügung stellen› mit Nein
beantworte, rutsche ich auf der Skala
Richtung Hardlinerin und restriktive
Migrationspolitik. Dabei bin ich doch
für solche Massnahmen! Ich finde
aber die 55 Millionen dafür genug.
Auch stellt sich die Frage, wieso man
für ein strenges Rechtssystem ist,
wenn man die Armee mit modernen
Fliegern ausrüsten will.»

Daniel Geissmann ist im Vorstand
von Vimentis verantwortlich für den
Wahlspider. Er sagt, beim Integrati-
onsthema gebe es Politiker, die mehr,
die gleich viel oder weniger ausgeben
wollen. Und solche, die das nicht als
Staatsaufgabe sehen. Da müsse man
für die Frage einen Referenzpunkt
wählen: «Für uns stimmt es, dass je-
mand, der hier nicht mehr ausgeben
will, im Vergleich zu denen, die mehr
ausgeben wollen, für eine restriktivere
Migrationspolitik ist.»

Marianne Binder beobachtet gene-
rell, dass die Fragebogen – sei es bei

Vimentis oder Smartvote – stark auf
die Links-Rechts-Skala ausgerichtet
sind: «Mittepolitiker können auf viele
Fragen nur mit ‹eher ja› oder ‹eher
Nein› antworten. Prompt kommt
dann der dumme Wischiwaschi-Vor-
wurf.» Auch bei anderen Themen
«fragst du dich», so Binder, «weshalb
du bei bestimmten Fragen auf einen
‹nicht liberalen› Kurs kommst, oder
auf einen ‹rechten› oder ‹linken›.» Das
sei nicht nachvollziehbar. Doch das
Ergebnis gelte dann als sakrosankt.
Die Wirkung sei zudem hoch, weil die-
se Spiders marktbeherrschend sind.

«Wissenschaftlich abgestützt»
Geissmann verweist dazu auf eine

Studie des Instituts sotomo des Polit-
geografen Michael Hermann. Dort
seien die acht Themenkreise, auf die
sich Vimentis abstützt, wissenschaft-
lich abgeleitet. Es sei zudem von
Vorteil, dass es zwei oder mehrere
Anbieter von Wahlhilfen gebe. Bei
Mittepolitikern von CVP oder BDP
komme das Profil auch so heraus:

«Viele Wähler in den Mittepositionen
erkennen sich klar in solchen Spi-
ders, genau wie sich andere in rech-
ten oder linken Profilen erkennen.»

Marianne Binder wehrt sich gegen
eine solche «Gesinnungsvermes-
sung», wollte eigentlich nicht mitma-
chen: «Ich sehe aber, dass sich min-
destens die Medien dafür interessie-
ren, schreibe aber bei vielen Ant-
worten einen erklärenden Kommen-
tar dazu.» Beim Ausfüllen wurden
ihre Antworten sofort öffentlich, ob-
wohl sie nicht mit Passwort ange-
meldet war. Binder: «Das geht gar
nicht. Wo ist da der Datenschutz?»

Geissmann erklärt dies so, dass
die Politikerin schon früher mal ein-
geloggt war: «Dann erkennt das Sys-
tem diese Person und aktualisiert ihr
Profil. Die Antworten sind dann
öffentlich. Wenn Politiker das nicht
wollen, müssen sie sich erst auslog-
gen.» Man überlege sich aber fürs
nächste Mal einen Veröffentlichungs-
button, mit dem man die Daten erst
freigeben muss.

Wie kommt man zu einem
«korrekten» Vimentis-Pro-
fil? Marianne Binder (CVP)
stellt kritische Fragen dazu.

Smartspiders sind nützlich,
werden aber auch hinterfragt

VON MATHIAS KÜNG

Marianne
Binder

In einem Interview in der az vom Diens-
tag sagte Migrationsexperte Thomas
Kessler, es gebe in der Schweiz mehr
als genug Arbeit, um Flüchtlinge und
Asylbewerber zu beschäftigen. Doch
stimmt das wirklich, und wie sieht die
Situation im Aargau aus?

Balz Bruder, Sprecher des kantonalen
Sozialdepartements, sagt: «Es ist unbe-
stritten, dass es genug Arbeit in der
Schweiz gibt, um Asylsuchende oder
Flüchtlinge zu beschäftigen.» Dabei sei
zu unterscheiden zwischen Beschäfti-
gung und Arbeit im Sinn von Erwerbs-
arbeit. Die grundsätzliche Frage ist für
Bruder aber: «Wie kommt die Arbeit zu
den Menschen, respektive wie kommen
die Menschen zur Arbeit.»

Kanton möchte mehr Angebote
Der Kanton ist selber aktiv: Beschäfti-

gungsmöglichkeiten für Asylsuchende
anzubieten, ist insbesondere bei der
Eröffnung von grösseren Unterkünften
stets ein Thema. Der kantonale Sozial-
dienst teile den betreffenden Gemein-
den immer mit, dass Möglichkeiten der
gemeinnützigen Betätigung äusserst
willkommen seien. Balz Bruder hält
fest: «Es wäre auf jeden Fall wünsch-
bar, es gäbe noch mehr Angebote.»

Migrationsexperte Kessler ist der
Meinung, Asylbewerber könnten zum
Beispiel bei kommunalen Bauämtern
oder Forstbetrieben eingesetzt werden.
Renate Gautschy, FDP-Grossrätin und
Präsidentin der Gemeindeammänner-
Vereinigung im Kanton, warnt aber vor
zu hohen Erwartungen. «Heutzutage
müssen Bauämter, Unterhaltsdienste
und Forstbetriebe sehr effizient und
kostenbewusst arbeiten. Zudem sind
bei weitem nicht alle Arbeiten in diesen
Bereichen ohne Ausbildung zu bewälti-
gen, und es gibt strenge Sicherheitsauf-
lagen», gibt sie zu bedenken. Bruder
entgegnet, es gebe durchaus gute Bei-
spiele für Arbeitseinsätze, «wie etwa
die Bekämpfung von Neophyten durch
Asylsuchende, die der Kanton und die
Stadt Bremgarten zusammen mit Pro
Natura durchgeführt haben».

Arbeitseinsätze sind freiwillig
Allerdings können Asylsuchende, die

in kantonalen Unterkünften leben, laut
Bruder nicht zu Arbeitsleistungen ver-
pflichtet werden. «Es handelt sich um
freiwillige Einsätze, die mit einer Moti-

vationsentschädigung abgegolten wer-
den.» Das Echo auf die Beschäftigungs-
programme sei in der Regel gut.

Renate Gautschy, selber Gemeinde-
ammann in Gontenschwil, hält fest:
«Aus meiner Sicht ist es wichtig, dass
Menschen, die frisch in die Schweiz
kommen, zuerst die Regeln, Rechte
und Pflichten in unserem Land kennen
und respektieren.» Erst danach könne
eine gezielte Integration in den Arbeits-
prozess erfolgen, sagt die FDP-Frau.

SVP kritisiert Sozialhilfequote
Grundsätzlich anders beurteilt Tho-

mas Burgherr, Präsident der SVP Aar-
gau, die Situation. «Das Problem liegt
nicht darin, dass Asylsuchende, vorläu-
fig Aufgenommene und anerkannte
Flüchtlinge nicht arbeiten dürfen, son-
dern darin, dass die Sozialleistungen in
der Schweiz prinzipiell zu hoch sind.»
Es gebe unzählige staatlich finanzierte
Beschäftigungs- und Integrationspro-
gramme, auch die Unterstützung durch
die Flüchtlingshilfe sei gross. «Dennoch
haben wir bei vorläufig Aufgenomme-
nen eine Sozialhilfequote von über 77
Prozent, obwohl sie arbeiten dürften
und von Integrationsprogrammen pro-
fitieren.» Oft lohne sich dies für sie
nicht, weil die Sozialhilfeleistungen zu
hoch seien. Burgherr: «Die Leistungen
müssen zwingend gesenkt werden, um
einen Anreiz zur Arbeit zu schaffen.»

Flüchtlinge Kanton wünscht sich mehr Angebote, Gemeinden
melden Vorbehalte an, SVP-Präsident will Sozialhilfe kürzen

VON FABIAN HÄGLER

Wie viel Arbeit
für Asylbewerber
gibt es im Aargau?

Seit September 2013 wird das frühere
Schwesternhaus des Kantonsspitals
Aarau als Asylzentrum genutzt. Bisher
war geplant, das Zentrum im Frühling
2017 wieder zu schliessen. Dann sollten
die Bauarbeiten für die Gesamterneue-
rung der höheren Fachschule Gesund-
heit und Soziales beginnen. Nun verzö-
gert sich der Baustart: Aus Kostengrün-
den hat der Regierungsrat das Projekt
zurückgestellt. Deshalb bleibt das Asyl-
zentrum länger in Betrieb: «Es war stets
klar, dass sich die temporäre Nutzung als
Asylunterkunft nach dem Fortschritt des
Bauprojekts richtet», sagt Balz Bruder,
Sprecher des Sozialdepartements. Er
hält fest, das Departement habe trotz
knapper Asylplätze keinen Einfluss auf
die Entscheidung der Regierung genom-
men, das Projekt zurückzustellen. (FH)

Asylunterkunft bleibt
länger in Betrieb als geplant
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SCHWESTERNHAUS SUHR

Unfall Eine 48-jährige Fussgängerin ist bei Remetschwil im Aus-
serortsbereich von einem Postauto erfasst worden und noch auf
der Unfallstelle verstorben. Zum tödlichen Unfall kam es am Mitt-
wochmorgen gegen 7.45 Uhr. Augenzeugen berichten, dass die
Fussgängerin, eine Türkin, ohne Anzeichen vom rechten Strassen-
rand auf die Strasse lief. Die Frau wurde vom Bus erfasst und auf
die nahe Wiese geschleudert. Nach der Kollision bremste der Bus-
chauffeur umgehend ab, einige Passagiere leisteten sofort erste Hil-
fe. Ambulanz, Polizei und ein Rettungshelikopter rückten aus, doch
die Frau verstarb noch auf der Unfallstelle.   FOTO: KAPO AARGAU
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